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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/ZV/11 Personal- und Organisationsamt 11/056/2011 
 
Lehrerdienstordnung und Disziplinarmaßnahmen 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 

13.07.2011 Ö Beschluss einstimmig angenommen 

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 40, 40W; 40M;40T; Amt 30 
 
 
 

I. Antrag 
Die Dienstordnung für Lehrkräfte an staatlichen Schulen in Bayern (LDO) wird für die Städtischen 
Schulen in der jeweils gültigen Fassung sinngemäß angewendet. Für die Anwendung des § 24 
Abs. 1 Satz 3 bedeutet dies: „Die Befugnis, Verweis und Geldbuße (Art. 35 Abs. 2 Satz 1 BayDG) 
auszusprechen, wird vom Oberbürgermeister / von der Oberbürgermeisterin bzw. der hierfür be-
stimmten Person wahrgenommen.“ 

 
 
 

II. Begründung 
1. Ergebnis/Wirkungen 

Klarstellung der Disziplinarbefugnis der Schulleitungen an den städtischen Schulen.  

 
2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 

Die Anwendbarkeit der Dienstordnung für Lehrkräfte an staatlichen Schulen in Bayern (Lehrer-
dienstordnung - LDO) wurde mit Beschluss des POA vom 09.04.1979 für die Zeit ab 
01.05.1979 für die städtischen Schulen beschlossen.  
Im Zuge der Neuregelung des bayerischen Disziplinarrechts ist in § 24 Abs. 1 LDO geregelt, 
dass „für Verweis und Geldbuße“ (Art.35 Abs. 2 Satz 1 BayDG) die Schulleitung zuständig ist. 
In § 2 DVKommBayDG ist jedoch geregelt, dass die oder der Dienstvorgesetzte für kommunale 
Beamtinnen und Beamte die erste Bürgermeisterin oder der erste Bürgermeister ist.  
 

3. Prozesse und Strukturen 

Um eine klare Zuständigkeit zu erreichen wird die Anwendung der LDO wie im Antrag formu-
liert konkretisiert. 
 

4. Ressourcen  

 
Haushaltsmittel werden nicht benötigt 
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III. Abstimmung 

 
Beratung im Gremium:  Haupt-, Finanz- und Personalausschuss am 13.07.2011 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Die Dienstordnung für Lehrkräfte an staatlichen Schulen in Bayern (LDO) wird für die Städtischen 
Schulen in der jeweils gültigen Fassung sinngemäß angewendet. Für die Anwendung des § 24 
Abs. 1 Satz 3 bedeutet dies: „Die Befugnis, Verweis und Geldbuße (Art. 35 Abs. 2 Satz 1 BayDG) 
auszusprechen, wird vom Oberbürgermeister / von der Oberbürgermeisterin bzw. der hierfür be-
stimmten Person wahrgenommen.“ 

 
 
mit 13  gegen 0   Stimmen 
 
gez. Dr. Balleis gez. Ternes 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 


